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1
Einleitung

Im internationalen Vergleich galt Deutsch-
land lange als ein Land mit einer geringen
Lohnspreizung und nur wenigen niedrig
bezahlten Beschäftigten. Noch vor wenigen
Jahren wurde intensiv darüber diskutiert,
ob man einen Niedriglohnsektor einführen
müsse, um Beschäftigung zu fördern. Da-
bei hat es einen solchen Sektor immer ge-
geben. Allerdings blieb er lange Zeit stabil
bei etwa 13 % bis 14 % der Beschäftigten.
Seit Mitte der 1990er Jahre ist der Niedrig-
lohnsektor zunächst fast unbemerkt deut-
lich gewachsen, ohne dass sich dadurch die
Beschäftigungssituation insgesamt oder die
Beschäftigungschancen der gering Qualifi-
zierten verbessert hätten. Die Hartz-Refor-
men haben einen weiteren politisch ge-
wollten Wachstumsschub der Niedriglohn-
beschäftigung ausgelöst, dessen Ende nicht
absehbar ist. Mittlerweile haben mehrere
Studien diese Entwicklung nachgezeichnet.
Wir wissen jetzt, dass die Quote der Nied-
riglohnbeschäftigten in Deutschland gegen
den Trend in den meisten anderen EU-
Ländern stark gewachsen ist und inzwi-
schen fast den Anteil in den USA erreicht
hat (Abbildung 1) (Solow 2007).

Umstritten ist hingegen, ob die wach-
sende Ungleichheit in der Einkommens-
verteilung nur ein zu vernachlässigendes
Randphänomen ist oder zunehmend auch
den Kern des Beschäftigungssystems trifft.
Dies wird kontrovers diskutiert. Die erste
These wurde kürzlich vom Deutschen Ins-
titut für Wirtschaftsforschung (DIW Ber-
lin) mit dem Hinweis vertreten, dass von
Niedriglohnbeschäftigung überwiegend
Teilzeitkräfte betroffen seien, die nur einen

muss auch die Sogwirkungen eines wach-
senden Niedriglohnsektors auf die angren-
zenden Einkommensgruppen mit in den
Blick nehmen. Um ein detailliertes Bild
über Dynamik, Betroffenheit und Sogwir-
kungen des Niedriglohnsektors zeichnen
zu können, haben wir Daten des sozio-öko-
nomischen Panels (SOEP) und des Be-
schäftigtenpanels der Bundesagentur für
Arbeit (BA) ausgewertet. Das SOEP bietet
die Möglichkeit, auch Teilzeitbeschäftigte
und Minijobs einzubeziehen, derzeit bis
zum Jahr 2006. Das BA-Beschäftigtenpanel
kann wegen fehlender Angaben zur Ar-
beitszeit nur für die Löhne von Vollzeit-
beschäftigten ausgewertet werden, hat aber
wegen seiner erheblich größeren Fallzahlen

Niedriglohnbeschäftigte auf der Verliererseite
Gerhard Bosch

Thorsten Kalina
Claudia Weinkopf

Der Niedriglohnsektor ist in Deutschland in den vergangenen Jahren deutlich gewachsen. Kontrovers ist jedoch die politische Bewer-
tung dieser Entwicklung: Betreffen Niedriglöhne überwiegend Teilzeitbeschäftigte und Minijobber? Oder erfasst die Zunahme von
Niedriglöhnen einen breiteren Kreis? Unsere Analyse zeigt, dass sich die Einkommensverteilung insgesamt zulasten der unteren 
Einkommensgruppen verschoben hat. Auch Kerngruppen des Arbeitsmarktes sind von Niedriglöhnen betroffen und der wachsende
Niedriglohnsektor hat Sogwirkungen in anderen Bereichen entfaltet. Niedriglohnbeschäftigte waren im vergangenen Jahrzehnt auf der
Verliererseite: Ihre Löhne sind unterdurchschnittlich gestiegen bzw. inflationsbereinigt sogar gesunken.

Nebenverdienst anstrebten (Brenke/Zie-
mendorff 2008; DIW 2008). Da viele Haus-
halte auf das Einkommen aus Teilzeitarbeit
angewiesen sind (Statistisches Bundesamt
2004) und eine wachsende Zahl diese ge-
ringen Verdienste durch Arbeitslosengeld
II aufstocken muss (Bundesagentur für Ar-
beit 2008), kann man mit guten Gründen
eine solche Bewertung infrage stellen. Zu-
dem spricht auch die große Zahl von Voll-
zeitbeschäftigten mit geringen Löhnen ge-
gen die These einer „Einhegung“ der Nied-
riglohnbeschäftigung in ein klar abge-
grenztes Arbeitsmarktsegment.

Die Zunahme der Niedriglohnbeschäf-
tigung ist in eine umfassendere Umvertei-
lung der Einkommen von unten nach oben
eingebettet. Um Gewinner und Verlierer
dieser Umverteilung identifizieren zu kön-
nen, genügt es daher nicht, nur die Ent-
wicklung und Struktur der Niedriglohnbe-
schäftigung zu analysieren, sondern man Gerhard Bosch, Prof. Dr., Geschäftsführender
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Abb. 1: Niedriglohnanteile im
Ländervergleich 2005 - in % -
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den Vorteil, die Entwicklung in einzelnen
Branchen differenzierter zu analysieren.

Wir untersuchen im Folgenden zu-
nächst die Veränderung der Einkommens-
verteilung insgesamt (Abschnitt 2). In Ab-
schnitt 3 zeichnen wir ein differenziertes
Bild des Niedriglohnsektors: Wie hat er
sich entwickelt? Wer ist besonders betrof-
fen? In Abschnitt 4 steht im Mittelpunkt,
wie sich Niedrig- und Durchschnittslöhne
nach Betriebsmerkmalen entwickelt ha-
ben. In Abschnitt 5 gehen wir auf die Ur-
sachen und Triebkräfte der wachsenden
Niedriglohnbeschäftigung und den politi-
schen Handlungsbedarf ein.1

2
Die Umverteilung der 
Einkommen seit 1995

Die Schere zwischen hohen und niedrigen
Einkommen geht in Deutschland seit 1995
immer weiter auf. Ein einfacher Vergleich
der inflationsbereinigten Einkommensver-
teilung in den Jahren 1995, 2000 und 2006
zeigt eine deutliche Abflachung der Kurve
mit starken Anteilsverlusten in der Mitte
und einer Zunahme am unteren und obe-
ren Ende (Abbildung 2). Auffällig ist die
starke Zunahme der Beschäftigung im un-
tersten Lohnbereich (Bruttostundenlöhne
unter 6 € in Preisen von 1995 und unter
rund 7 € in Preisen von 2006).2

Folge dieser Verschiebung in der Ein-
kommensverteilung ist eine deutliche 
Zunahme der Einkommensungleichheit.
Durch die starke Zunahme gering bezahl-
ter Arbeit auf der einen und die (modera-
tere) Zunahme gut bezahlter Arbeit auf der
anderen Seite hat sich vor allem die Rela-
tion des untersten Dezils der Einkom-
mensverteilung zum mittleren Dezil von
1,79 auf 2,18 deutlich verschlechtert, wäh-
rend der Abstand des mittleren zum oberen
Dezil weitgehend unverändert blieb (Ta-
belle 1).3

Durch diese Verschiebung der Einkom-
mensgruppen nach unten und nach oben
wurden die mittleren Einkommensgrup-
pen ausgedünnt. Sie machten 1995 noch
gut 63 % aller Beschäftigten aus und verlo-
ren bis 2006 mehr als 11 Prozentpunkte, die
sich in entsprechenden Zuwächsen am
oberen und stärker noch am unteren Ende
der Einkommensverteilung niederschlugen

(Tabelle 2). Grabka/Frick (2008) haben ei-
ne ähnliche Ausdünnung der Mittelklasse
auf der Ebene der Haushaltseinkommen
festgestellt. Da die Primäreinkommen eine
wesentliche Einkommensquelle der Haus-
halte sind und in vielen Haushalten unzu-
reichende Verdienste nicht durch höhere
Einkommen anderer Haushaltsmitglieder
kompensiert werden können, dürfte die

1 Unsere entsprechenden Untersuchungen wurden
im Rahmen eines großen Forschungsnetzwerkes
mit Teams aus Dänemark, Frankreich, Großbritan-
nien und den Niederlanden zwischen 2004 und
2007 durchgeführt. Gefördert wurden die Studien,
die auch qualitative Branchenanalysen und Be-
triebsfallstudien beinhalteten, durch die Russell 
Sage Foundation. Zu den Ergebnissen für Deutsch-
land vgl. Bosch/Weinkopf 2007, 2008. 

2 In der Berechnung sind alle abhängig Beschäftig-
ten (Vollzeit, Teilzeit und Minijobs) enthalten. Es
wurde vor allem die Einkommensinformation aus
der Haupttätigkeit ausgewertet. Nur für den Fall,
dass hierfür keine Angaben vorlagen, wurden 
Nebentätigkeiten einbezogen. Dadurch werden
Nebenjobs, die zusätzlich zu einer Haupttätigkeit
ausgeübt werden, nicht berücksichtigt und jeder
Beschäftigte ist mit einem Beschäftigungsverhält-

Abb. 2: Verteilung der Stundenlöhne in Gesamtdeutschland

*Alle abhängig Beschäftigten inkl. Teilzeit und Minijobs; inflationsbereinigt
(Basis = 1995).
Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren.

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

A
nt

ei
l a

n 
al

le
n 

B
es

ch
äf

ti
gu

ng
s-

ve
rh

äl
tn

is
se

n 
(i

n 
%

)

1995

2000

2006

€/Stunde

un
ter

 3

3 b
is 

< 4

4 b
is 

< 5

5 b
is 

< 6

6 b
is 

< 7

7 b
is 

< 8

8 b
is 

< 9

9 b
is 

< 10

10
 bi

s <
 11

11
 bi

s <
 12

12
 bi

s <
 13

13
 bi

s <
 14

14
 bi

s <
 15

15
 bi

s <
 16

16
 bi

s <
 17

17
 bi

s <
 18

18
 bi

s <
 19

19
 bi

s <
 20

20
 bi

s <
 21

21
 bi

s <
 22

22
 bi

s <
 23

23
 bi

s <
 24

24
 bi

s <
 25

25
 bi

s <
 30

30
 u.

 m
eh

r

Tabelle 1: Entwicklung der 
Einkommensungleichheit*

1995 2000 2006
D9/D5 1,75 1,74 1,77
D9/D1 3,13 3,23 3,86
D5/D1 1,79 1,85 2,18

*Stundenlöhne, alle abhängig Beschäftigten.

Quelle: SOEP 2006; Auswertung der Autoren.

Tabelle 2: Anteile der niedrigen, mittleren und hohen Stundenlöhne*
– in% –
Stundenlohn 1995 2000 2006
Niedrig (weniger als 2/3 des Medians) 15,0 17,5 22,2
Mittel (2/3 bis 4/3 des Medians) 63,2 59,0 51,6
Hoch (mehr als 4/3 des Medians) 21,8 23,6 26,3
*Alle abhängig Beschäftigten, getrennte Medianberechnung für Ost und West-Deutschland.

Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren.

nis in der Untersuchung enthalten. Ausgeschlos-
sen wurden bestimmte Kategorien von Beschäf-
tigten, für die sich keine sinnvollen Stundenlöhne
berechnen lassen oder für die spezielle Entloh-
nungsregelungen gelten: Selbstständige und Frei-
berufler, Auszubildende, Praktikanten, Personen
in Umschulung/Rehabilitation oder ABM/SAM,
Beschäftigte in Behindertenwerkstätten, mithel-
fende Familienangehörige, Personen in Altersteil-
zeit, Nicht-Erwerbstätige, Arbeitslose sowie Wehr-
und Zivildienstleistende. Studenten, Schüler und
Rentner wurden ausgeschlossen, da sie in der Re-
gel nur einer Nebentätigkeit nachgehen.

3 Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Giesecke/Ver-
wiebe (2008) in einer nach Ost- und West-
deutschland sowie nach Männern und Frauen dif-
ferenzierten Auswertung.
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Ausdünnung der mittleren Einkommens-
gruppen einen hohen Anteil an dieser Ent-
wicklung haben.

Zwischen 1995 und 2006 sind die
durchschnittlichen Realeinkommen in
Deutschland wegen der nur geringen allge-
meinen Lohnsteigerungen kaum gestiegen.
Wenn der zu verteilende Kuchen nur wenig
wächst und dabei immer ungleicher ver-
teilt wird, ist es wahrscheinlich, dass ein Teil
der Beschäftigten Einkommen real und
vielleicht sogar nominal verliert. Genau
dies können wir seit 1995 beobachten. Im
untersten Quartil sind die Reallöhne seit
1995 um fast 14 % zurückgegangen.4 Selbst
im zweiten Quartil nahmen sie noch –
wenn auch weniger deutlich – ab, während
sie in den beiden oberen Quartilen anstie-
gen (Tabelle 3).5 Zwischen 2000 und 2006
sanken im unteren Quartil sogar die No-
minallöhne; absolut fielen die Löhne unter
das Niveau von 2000. Die Einkommens-
umverteilung hat also die untersten Lohn-
gruppen am härtesten getroffen, Reallohn-
verluste reichen aber bis in die mittleren
Einkommensgruppen hinein.

3
Entwicklung der 
Niedriglohnbeschäftigung 

Im Folgenden gehen wir detaillierter dar-
auf ein, wie sich die Niedriglohnbeschäfti-
gung entwickelte, deren Wachstum einen
wesentlichen Anteil an der Umverteilung
der Einkommen hat, und welche Beschäf-
tigungsformen und Personengruppen be-
sonders betroffen sind. Als Niedriglohn-
schwelle verwenden wir den OECD-Stan-
dard von zwei Drittel des Medianlohns. Für
Deutschland stellt sich bezogen auf dieses
Maß die Frage, ob aufgrund der nach wie
vor erheblichen Lohnunterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschland (Berle-
mann/Thum 2006) mit zwei getrennten
oder einer einheitlichen Niedriglohn-
schwelle gearbeitet wird. Wie wir an ande-
rer Stelle (Kalina/Weinkopf 2008) ausführ-
licher gezeigt haben, beeinflusst die Wahl
der Vorgehensweise die Ergebnisse zur Ge-
samtzahl der Beschäftigten im Niedrig-
lohnsektor kaum. Deutliche Unterschiede

ergeben sich allerdings bezogen auf das
Ausmaß der Niedriglohnbeschäftigung in
Ostdeutschland: Unter Verwendung diffe-
renzierter Schwellen ist hier gut jeder Fünf-
te von Niedriglöhnen betroffen, während
bei einer einheitlichen Niedriglohnschwel-
le 2006 41,1 % der ostdeutschen Beschäf-
tigten für Niedriglöhne arbeiteten (West-
deutschland 19,1 %). Die folgenden Aus-
wertungen beruhen auf der Verwendung
getrennter Niedriglohnschwellen für Ost-
und Westdeutschland, damit die Struktur-
analysen nicht durch die Einbeziehung ei-
nes großen Teils des ostdeutschen Arbeits-
marktes verzerrt werden.

Abbildung 3 gibt einen detaillierteren,
auch nach Ost- und Westdeutschland dif-
ferenzierten Überblick über die Entwick-
lung des Anteils der Niedriglohnbeschäf-
tigten an allen abhängig Beschäftigten seit
1995. Die Steigerung der gesamtdeutschen
Niedriglohnquote von 15 % auf 22,2 %
entspricht einem Zuwachs von knapp 48 %
innerhalb von nur elf Jahren. In West-
deutschland ist der Niedriglohnanteil sogar
um rund 54 % gestiegen (gegenüber 26 %
in Ostdeutschland). Die Anzahl der Nied-
riglohnbeschäftigten in Deutschland ist
von rund 4,5 Mio. (1995) auf rund 6,5 Mio.
(2006) und damit um 2 Mio. oder gut 43 %
gewachsen.6 Bemerkenswert ist, dass die
Zahl der Niedriglohnbeschäftigten allein
zwischen 2004 und 2006 um rund 700.000
gestiegen ist. Es ist davon auszugehen, dass
der Zuwachs von Niedriglöhnen durch die
Hartz-Reformen im Jahr 2003 beschleunigt
worden ist.

Da es keine allgemeinverbindliche
Lohnuntergrenze in Deutschland gibt, ist
überdies die Streuung der Löhne nach un-
ten besonders ausgeprägt. Rund 1,9 Mio.

4 Zur Ermittlung der Reallohnentwicklung haben wir
den Verbraucherpreisindex aus der Online-Daten-
bank Genesis des Statistischen Bundesamtes ver-
wendet. Hiernach lag die Preissteigerung zwischen
1995 und 2006 bei 16,6 %.

5 Die Einkommen der Vollzeitbeschäftigten haben
sich in die gleiche Richtung entwickelt, wenngleich
nicht ganz so ausgeprägt. Nach unseren Berech-
nungen auf der Grundlage des BA-Beschäftigten-
panels musste das unterste Quartil Reallohnein-
bußen in Höhe von 2,1 % in Kauf nehmen und das
zweite Quartil konnte nur geringe (mit 2,9 %
deutlich unter dem Durchschnitt von 8,7 % lie-
gende) Reallohnzuwächse verzeichnen.

6 Zur Abgrenzung der Grundgesamtheit vgl. Fuß-
note 2. Bezieht man Schüler, Studierende und
Rentner ein, lag die Niedriglohnquote 2006 bei
23,5 % und die Zahl der Niedriglohnbeschäftigten
insgesamt bei 7,3 Mio. 

Tabelle 3: Nominale und reale Stundenlöhne 1995–2006 
nach Quartilen
Quartile Durchschnittlicher Veränderung der Reallöhne

Stundenlohn – in Euro – Stundenlöhne – in % – – in Euro –
(nominal) (nominal) (in Preisen von 1995)

1995 2000 2006 1995–2000 2000–2006 Reallohn Veränderung 
2006 1995–2006

– in % –
1. Quartil 6,84 7,23 6,88 5,8 –4,8 5,90 –13,7
2. Quartil 10,39 11,15 11,73 7,3 +5,2 10,06 –3,2
3. Quartil 13,11 14,49 16,02 10,5 +10,6 13,74 +4,8
4. Quartil 21,20 22,79 25,58 7,5 +12,3 21,94 +3,5
Gesamt 12,88 13,91 15,05 8,0 +8,2 12,90 +0,2

Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren.
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Tabelle 5: Niedriglohnsektor und Gesamtbeschäftigung nach 
Beschäftigungsformen – in % –

Anteil am Anteil an der 
Niedriglohnsektor Gesamtbeschäftigung

1995 2006 1995 2006
Vollzeit 57,9 46,2 79,0 70,6
Teilzeit 27,2 24,0 18,4 22,4
Geringfügige Beschäftigung 14,9 29,7 2,6 7,1
(Minijobs)
Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren.
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schäftigung in Deutschland nicht alleine
oder vorrangig auf Teilzeitbeschäftigte kon-
zentriert.

Ein Ausbau des Niedriglohnsektors
wird vielfach für notwendig gehalten, um
gering Qualifizierten, die andernfalls vom
Arbeitsmarkt ausgeschlossen blieben, über-
haupt Beschäftigungschancen zu eröffnen.
Tatsächlich zeigen unsere Auswertungen,
dass gering Qualifizierte von Niedriglöh-
nen überproportional und in steigendem
Maße betroffen sind: Der Niedriglohnteil
dieser Beschäftigtengruppe stieg zwischen
1995 und 2006 um rund 47 %. Gleichzeitig
lag die Steigerungsrate aber in der zahlen-
mäßig weitaus größeren Gruppe der Be-

Noch höher als in unseren Berechnun-
gen auf der Basis des SOEP liegt der Anteil
von Vollzeitbeschäftigten, die von Nied-
riglöhnen betroffen sind, nach Ergebnissen
von Analysen mit BA-Daten, die sich auf
Vollzeitbeschäftigte beschränken. Für 2004
beziffern Rhein/Stamm (2006, S. 11) die
Niedriglohnquote von Vollzeitbeschäftig-
ten auf 18,4 %; nach unseren eigenen Be-
rechnungen lag dieser Anteil 2005 mit
18,7 % noch etwas höher. Die unterschied-
lichen Quoten von Niedriglöhnen unter
Vollzeitbeschäftigten resultieren vor allem
daraus, dass die Niedriglohnschwelle in der
Gruppe der Vollzeitbeschäftigten höher
liegt als unter allen Beschäftigten. Überein-
stimmend zeigen vorliegende Studien, dass
auch die Gruppe der Vollzeitbeschäftigten
seit Mitte der 1990er Jahre zunehmend von
Niedriglöhnen betroffen ist (Rhein/Stamm
2006; Bosch/Kalina 2007). Dies sind deut-
liche Indizien, dass sich Niedriglohnbe-

Beschäftigte in Deutschland arbeiteten 2006
für Stundenlöhne unter 5 € und damit für
deutlich weniger (absolut und relativ zum
jeweiligen Median) als in Frankreich oder
Großbritannien, wo es gesetzliche Min-
destlöhne von rund 8 € gibt (Caroli/Gau-
tié 2008; Lloyd et al. 2008).

Bemerkenswert ist, dass wegen der No-
minallohnverluste im unteren Einkom-
mensquartil zwischen 2004 und 2006 erst-
mals die Niedriglohnschwellen gesunken
sind – von 9,71 € auf 9,61 € in West- und
von 7,14 € auf 6,81 € in Ostdeutschland.
Parallel hierzu haben sich auch die durch-
schnittlichen Stundenlöhne im Nied-
riglohnsektor sogar nominal verringert –
um 0,36 € in West- und um 0,62 € in Ost-
deutschland (Tabelle 4). Die Betrachtung
der Entwicklung über den Gesamtzeitraum
zeigt überdies, dass die Durchschnittslöhne
im Niedriglohnsektor inflationsbereinigt
2006 niedriger lagen als 1995 – insbeson-
dere in Ostdeutschland, wo ein Rückgang
um 10 % festzustellen ist.

Sind von niedrigen Stundenlöhnen vor
allem Teilzeitbeschäftigte und Minijobs be-
troffen? Zutreffend ist, dass die Anteile die-
ser Gruppen an allen Niedriglohnbeschäf-
tigten in den letzten Jahren zugenommen
haben: Während 1995 Vollzeitbeschäftigte
mit einem Anteil von knapp 58 % noch die
deutliche Mehrheit der Niedriglohnbe-
schäftigten stellten, ist ihr Anteil bis 2006
auf gut 46 % gesunken.Entsprechend ist der
Anteil von Teilzeitbeschäftigten und Mini-
jobbern auf knapp 54 % der Niedriglohn-
beschäftigten gestiegen (Tabelle 5), obwohl
ihr Anteil an allen Beschäftigten im SOEP
nur 29,5 % beträgt. Besonders stark hat der
Anteil der Minijobs am Niedriglohnsektor
zugenommen. Er hat sich zwischen 1995
und 2006 nahezu verdoppelt, was vor allem
auf das zunehmende beschäftigungspoliti-
sche Gewicht der Minijobs zurückzu-
führen ist: Der Anteil der Minijobs an der
Gesamtbeschäftigung hat sich von 2,6 %
(1995) auf 7,1 % (2006) sogar fast verdrei-
facht.7 Dies ist einerseits durch die wach-
sende Zahl der Minijobs und andererseits
durch den deutlichen Rückgang der Ge-
samtzahl der Vollzeitbeschäftigten bedingt.

Der Rückgang des Anteils von Vollzeit-
beschäftigten im Niedriglohnsektor bedeu-
tet allerdings nicht, dass diese 2006 in ge-
ringerem Maß als 1995 von Niedriglöhnen
betroffen waren. Im Gegenteil: Arbeitete
1995 noch jeder neunte Vollzeitbeschäftig-
te für einen Niedriglohn, so war es 2006 be-
reits jeder siebte (Tabelle 6).

7 Diese Angabe bezieht sich auf unsere Grundge-
samtheit, in der weder Schüler, Studierende und
Rentner noch Nebenjobs enthalten sind. Die Quo-
te in der Gesamtwirtschaft liegt erheblich höher.

Tabelle 4: Durchschnittliche Stundenlöhne von Niedriglohnbeziehen-
den 1995 bis 2006* – in Euro –

1995 2000 2004 2006 Veränderung 
1995/2006 

in %
Durchschnittlicher Niedriglohn West 5,93 6,75 7,25 6,89 +16,2 
(nominal)
Durchschnittlicher Niedriglohn West 5,93 6,34 6,41 5,91 0,0 
(real, Basis=1995)
Durchschnittlicher Niedriglohn Ost 4,63 4,95 5,48 4,86 +5,0
(nominal)
Durchschnittlicher Niedriglohn Ost 4,63 4,65 4,85 4,19 –10,0
(real, Basis=1995)
*Alle abhängig Beschäftigten inklusive Teilzeit und Minijobs.

Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren. 

Tabelle 6: Niedriglohnbeschäftigung nach Beschäftigungsformen 
– in % –

Niedriglohnanteil in Kategorie Änderung der absoluten Beschäftigung 1995–2006
1995 2006 Niedriglohnbeschäftigung Gesamtbeschäftigung

Vollzeit 11,0 14,3 +12,6 –13,5
Teilzeit 22,2 23,4 +24,5 +18,0
Minijobs 86,0 91,7 +181,2 +163,8
Gesamt 15,0 22,2 +43,3 –3,1

Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren.
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schäftigten mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung mit fast 70 % noch deutlich
höher.

Ein Blick auf die Struktur der Nied-
riglohnbeschäftigten nach Beschäftigten-
merkmalen (Tabelle 7) macht zudem deut-
lich, dass 2006 nur noch knapp ein Viertel
aller Niedriglohnbeschäftigten aus der
Gruppe der formal gering Qualifizierten
stammte. Der Anteil von Beschäftigten mit
abgeschlossener Berufsausbildung oder ei-
nem akademischen Abschluss an der Ge-
samtzahl der Niedriglohnbeschäftigten ist
demgegenüber von 66,5 % (1995) auf
73,6 % (2006) deutlich gestiegen. Mittler-
weile sind also fast drei von vier Nied-
riglohnbeschäftigten in Deutschland for-
mal qualifizierte Beschäftigte – ein auch im
internationalen Vergleich extrem hoher
Wert. So haben etwa in den USA rund 70 %
der Niedriglohnbeschäftigten keinen oder
nur einen High School-Abschluss, also 
ein Bildungsniveau unterhalb einer abge-
schlossenen beruflichen Ausbildung in

Deutschland (CBO 2006, S. 18; Appelbaum
et al. 2003). Dieser markante Unterschied
im Qualifikationsprofil der Niedriglohn-
beschäftigten dürfte zum einen der anhal-
tend hohen Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land geschuldet sein, die den Druck, eine
gering bezahlte Tätigkeit anzunehmen,
auch für gut Qualifizierte erhöht hat. Zum
anderen ist die Gruppe der gering Qualifi-
zierten in Deutschland durch das ausge-
baute System der beruflichen Bildung im
internationalen Vergleich relativ klein.

4
Differenzierte Analyse
nach Betriebsmerkmalen

In der Vergangenheit folgte die Lohnent-
wicklung der kleineren Betriebe und der
gewerkschaftlich schwächer organisierten
Branchen meistens der Lohnentwicklung
in größeren Betrieben und gewerkschaft-

lich gut organisierten Branchen. Dieser ta-
rifliche Geleitzug, der für eine gleichmäßi-
ge Verteilung des Wohlstandszuwachses
über die gesamte Wirtschaft in Deutsch-
land sorgte, hat sich – so unsere These –
mittlerweile aufgelöst. In gewerkschaftlich
schwächer organisierten Branchen lassen
sich nicht mehr die gleichen Tariferhöhun-
gen wie im verarbeitenden Gewerbe durch-
setzen. Davon ist eine wachsende Anzahl
von Beschäftigten betroffen, da die Beschäf-
tigung vor allem in schlecht organisierten
Dienstleistungsbranchen und dort vor al-
lem in Klein- und Mittelbetrieben ohne Be-
triebsräte wächst. Zusätzlich werden Tätig-
keiten aus gut organisierten Bereichen in
tariffreie Zonen des Arbeitsmarktes ausge-
lagert, da solches Outsourcing wegen des
wachsenden Lohngefälles für die Unterneh-
men immer attraktiver wird.

Um diese Thesen zu überprüfen, haben
wir das BA-Beschäftigtenpanel ausgewer-
tet, das zwar bezogen auf Löhne nur Aus-
wertungen für Vollzeitbeschäftigte zulässt,
aber wegen seiner hohen Fallzahlen detail-
liertere Analysen nach Betriebsgrößenklas-
sen und Wirtschaftszweigen ermöglicht.
Im Vergleich zu den Analysen mit dem
SOEP ist zunächst bemerkenswert, dass für
Vollzeitbeschäftigte keine Reallohnverluste
zu verzeichnen sind.

Unsere Analyse zeigt aber, dass die
Lohnunterschiede zwischen Groß- und
Kleinbetrieben zwischen 1998 und 2005
deutlich zugenommen haben. Während
Vollzeitbeschäftigte in Kleinbetrieben 1998
im Durchschnitt noch etwa 59 % des Lohn-
niveaus von Großbetrieben erreichten, lag
diese Quote 2005 nur noch bei rund 51 %.
Wie stark sich die Betriebsgrößenklassen
bei der Lohnentwicklung auseinander be-
wegt haben, zeigt sich sehr deutlich beim
Vergleich des inflationsbereinigten Einkom-
mensanstiegs. Während sich die durch-
schnittlichen Monatslöhne in Kleinbetrie-
ben zwischen 1998 und 2005 mit 0,2 %
kaum erhöhten, war der Lohnzuwachs mit
zunehmender Betriebsgröße immer größer
und lag in Großbetrieben immerhin bei
knapp 15 % (Tabelle 8).

Aus Tabelle 8 ist auch erkennbar, dass
die Niedriglohnanteile mit wachsender Be-
triebsgröße abnehmen: In Kleinstbetrieben
(1 bis 4 Beschäftigte) arbeiteten 2005 mehr
als die Hälfte der Vollzeitbeschäftigten für
Niedriglöhne, während in Großbetrieben
(500 und mehr Beschäftigte) fast unverän-
dert nur rund 3 % der Beschäftigten gering
bezahlt wurden. Der Abstand zwischen

Tabelle 7: Anteil unterschiedlicher Beschäftigtengruppen im 
Niedriglohnsektor* – in % –

Kategorie 1995 2000 2006
Qualifikation Ohne Berufsausbildung 33,5 26,1 26,4

Mit Berufsausbildung 58,6 66,4 67,5
Universität/Fachhochschule 7,9 7,5 6,1

Geschlecht Männer 27,5 30,6 31,9
Frauen 72,5 69,4 68,1

Alter unter 25 13,8 15,2 12,3
25–34 26,2 24,3 23,4
35–44 22,3 25,8 29,9
45–54 20,8 21,0 19,8
55+ 16,9 13,7 14,7

Nationalität Deutsche 88,5 87,8 87,9
Ausländer 11,5 12,2 12,1

Gesamt (Deutschland) 100,0 100,0 100,0
*Alle Beschäftigten, getrennte Niedriglohnschwellen für Ost- und Westdeutschland.

Quelle: SOEP 2006; Berechnungen der Autoren.

Tabelle 8: Niedriglohnanteil und Durchschnittseinkommen nach 
Betriebsgrößenklassen* 
Betriebe nach  Niedriglohnanteil in % Durchschnittliches Brutto- Änderung 
Beschäftigtenzahl 1998 2005 Änderung Monatseinkommen, 1998–2005

1998–2005 inflationsbereinigt (in Euro) in % 
1998 2005

1–4 47,1 51,8 +10,1 1.591,89 1.595,54 +0,2
5–9 29,6 36,3 +22,4 1.861,49 1.888,76 +1,5
10–19 20,7 26,4 +27,6 2.021,14 2.099,46 +3,9
20–49 15,9 21,2 +33,4 2.147,02 2.258,72 +5,2
50–99 13,2 18,1 +36,9 2.251,19 2.379,23 +5,7
100–199 10,9 14,7 +34,7 2.340,19 2.514,66 +7,5
200–499 7,5 9,3 +23,3 2.457,91 2.725,67 +10,9
500 und mehr 3,1 3,3 +7,0 2.720,19 3.116,15 +14,6
Gesamtwirtschaft 15,5 18,7 +20,5 2.263,19 2.460,09 +8,7
*Sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte.

Quelle: BA-Beschäftigtenpanel; Berechnungen der Autoren.
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Groß- und Kleinbetrieben ist im Zeitver-
lauf noch gewachsen.

Um zu untersuchen, ob sich die Lohn-
entwicklung nach Wirtschaftszweigen aus-
differenziert, haben wir die Wirtschafts-
zweige nach ihrem Niedriglohnanteil 1998
in drei Gruppen eingeteilt: Erstens Wirt-
schaftszweige mit einem geringen Nied-
riglohnanteil (weniger als 50 % des gesamt-
wirtschaftlichen Wertes), zweitens Wirt-
schaftszweige mit einem mittleren Nied-
riglohnanteil (zwischen 50 und 150 % des
gesamtwirtschaftlichen Wertes) und drit-
tens Wirtschaftszweige mit einem hohen
Niedriglohnanteil (über 150 % des gesamt-
wirtschaftlichen Wertes) (Tabelle 9).

In der Gruppe der Wirtschaftszweige
mit geringen Niedriglohnanteilen stieg der
durchschnittliche Niedriglohnanteil von
4,4 % auf rund 5,3 % (2005), was leicht 
unter der Wachstumsrate insgesamt lag.
Wegen des geringen Ausgangswertes ent-
sprach dieser Anstieg jedoch nur 0,9 Pro-
zentpunkten. In einigen Wirtschaftszwei-
gen ist der Niedriglohnanteil sogar gesun-
ken (am deutlichsten im Fahrzeugbau).
Der durchschnittliche Bruttomonatslohn
lag in dieser Gruppe deutlich über dem ge-
samtwirtschaftlichen Wert und ist zudem
zwischen 1998 und 2005 stärker gestiegen
als in der Gesamtwirtschaft.

In der Gruppe mit einem mittleren
Niedriglohnanteil zwischen 50 und 150 %
des gesamtwirtschaftlichen Wertes war der
Anstieg des Niedriglohnanteils bis 2005
prozentual am stärksten (+26,2 %), in Pro-
zentpunkten gemessen mit +3,5 aber mo-
derater. Die realen Bruttomonatseinkom-
men sind nur um 6,3 % und damit unter-
durchschnittlich gestiegen.

In der Gruppe mit hohen Niedrig-
lohnanteilen ist der Zuwachs von Nied-
riglöhnen prozentual gerechnet (mit Aus-
nahme der Dienstleistungen für Unterneh-
men) unterdurchschnittlich gewesen, was
mit den ohnehin schon sehr hohen Antei-
len von Niedriglöhnen zusammenhängen
dürfte. In Prozentpunkten gerechnet war
der Anstieg mit 5,1 hingegen deutlich
höher als in den beiden anderen Gruppen.
Die Lohnentwicklung war insgesamt und
in den Teilbranchen ausnahmslos unter-
durchschnittlich (im Gastgewerbe sogar
rückläufig), was zusammen genommen auf
eine zunehmende Entkoppelung der Nied-
riglohnbranchen von der gesamtwirtschaft-
lichen Lohnentwicklung hindeutet.

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Ab-
stand zwischen den Branchen mit einem

geringen Niedriglohnanteil und denen 
mit mittlerem und hohem Niedriglohn-
anteil gewachsen ist. Gleichzeitig sind im
oberen Beschäftigungssegment mit unter-
durchschnittlichen Niedriglohnanteilen
auch die Löhne deutlich stärker gestiegen
als in den beiden anderen Beschäftigungs-
segmenten.8

5
Ursachen und politischer
Handlungsbedarf

Unsere Analyse hat gezeigt, dass sich die
Löhne in Deutschland seit Mitte der 1990er
Jahre erheblich auseinanderentwickelt ha-
ben und der Niedriglohnsektor stark ge-
wachsen ist. Deutschland hatte damit be-
reits 2005 den höchsten Niedriglohnanteil
in der EU und liegt nicht mehr weit von
den USA entfernt. Der Anteil der gering
Bezahlten ist sowohl bei den Vollzeit- als
auch bei den Teilzeitbeschäftigten (ein-
schließlich Minijobs) deutlich gestiegen.
Betroffen von Niedriglöhnen sind nicht
nur spezielle Personengruppen wie Jünge-
re oder gering Qualifizierte, sondern zu-
nehmend auch die mittleren Altersgrup-
pen und qualifizierte Beschäftigte. Die Um-
verteilung der Löhne hat sich nicht auf die
unterste Einkommensgruppe beschränkt,
sondern reicht bis in die mittleren Ein-
kommensgruppen hinein. Die Mittel-
schicht in der Einkommensverteilung ist
durch Verluste nach unten und Aufstiege
nach oben erheblich ausgedünnt worden.
Gleichzeitig haben sich die Lohnunter-
schiede zwischen Großbetrieben und klei-
neren Betrieben, die oft keine Betriebsräte

haben, sowie zwischen den Branchen mit
hoher und geringer Tarifbindung deutlich
erhöht.

Wie konnte es zu einer so raschen Zu-
nahme von Niedrig- und sogar Niedrigst-
löhnen in einer sozialen Marktwirtschaft
wie Deutschland kommen? Den wichtig-
sten Grund sehen wir in der Anfälligkeit
des deutschen Tarifsystems für Außensei-
terkonkurrenz. Da es keine verbindlichen
Lohnuntergrenzen – durch einen gesetzli-
chen Mindestlohn oder allgemeinverbind-
liche Tarifverträge – gibt, ist es möglich,
auch Löhne unterhalb der Branchentarife
zu zahlen. Bis zur deutschen Wiederverei-
nigung spielte dies allerdings nur eine un-
tergeordnete Rolle. Rund 80 % der Unter-
nehmen waren tarifgebunden und die rest-
lichen Unternehmen orientierten sich an
diesen Größen, da anderenfalls ihre Ar-
beitskräfte abgewandert wären. Diese Ängs-
te schwanden jedoch mit der hohen Ar-
beitslosigkeit nach der Wiedervereinigung.
Zunächst in Ostdeutschland und dann
auch Westdeutschland verließen viele Un-
ternehmen die Arbeitgeberverbände oder
traten erst gar nicht ein, um geringere Löh-
ne zahlen zu können.

Der ab Mitte der 1990er Jahre wach-
sende Niedriglohnsektor hat Sogwirkun-
gen selbst für gewerkschaftlich gut organi-
sierte Unternehmen entfaltet. Das wach-
sende Lohngefälle in der Wirtschaft bietet
zunehmend Anreize, zuvor gut bezahlte
Tätigkeiten in Branchen und Betriebe mit
geringeren Löhnen zu verlagern. Diese Ent-
wicklung ist durch politische Interventio-

Tabelle 9: Niedriglohnanteil und Durchschnittseinkommen nach 
gruppierten Wirtschaftszweigen* 
Wirtschaftszweige nach Niedriglohnanteil in % Durchschnittliches Änderung 
Niedriglohnanteil 1998 2005 Änderung Brutto- 1998/2005

1998/2005 Monatseinkommen, in %
inflationsbereinigt 

in Euro
1998 2005

Wirtschaftszweige mit 4,4 5,3 +18,2 2.605,40 2.933,06 +12,6
geringem Niedriglohnanteil 
(< 50 % des Gesamtniveaus)
Wirtschaftszweige mit 13,4 16,9 +26,2 2.223,16 2.363,04 +6,3
mittlerem Niedriglohnanteil 
(50–150 % des 
Gesamtniveaus)
Wirtschaftszweige mit 36,5 41,6 +14,1 1.828,78 1.944,63 +6,3
hohem Niedriglohnanteil 
(> 150% des Gesamtniveaus) 
Gesamtwirtschaft 15,5 18,7 +20,5 2.263,19 2.460,09 +8,7
*Sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte.

Quelle: BA-Beschäftigtenpanel; Berechnungen der Autoren.

8 Weiterführende Daten und Auswertungen sind bei
den Autoren erhältlich.
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nen massiv gefördert worden. Starken An-
trieb erhielt der Außenseiterwettbewerb
durch veränderte europäische Wettbewerbs-
regelungen. Mit der Dienstleistungsfreiheit
können Arbeitskräfte nach Deutschland zu
Lohnbedingungen ihres Heimatlandes ent-
sendet werden. Nur in der Bauwirtschaft
wurden tariflich vereinbarte Mindestlöhne
nach dem Entsendegesetz für allgemein-
verbindlich erklärt. In anderen Branchen
wie etwa der Fleischindustrie sind dem-
gegenüber ohnehin schon gering verdien-
ende heimische Arbeitskräfte durch noch
schlechter bezahlte Werkvertragsnehmer
ersetzt worden (Czommer 2007). Noch
weitreichendere Auswirkungen hatten die
EU-Direktiven zur Öffnung der Produkt-
märkte ehemals staatlicher Dienstleistun-
gen (z. B. im Bereich Post, Telekommuni-
kation oder Nahverkehr). Während sich
neue Anbieter solcher Dienstleistungen in
den meisten anderen europäischen Län-
dern an allgemein verbindliche Tarifverträ-
ge halten müssen, können sie in Deutsch-
land jeden auf dem Markt durchsetzbaren
Lohn zahlen. Dies lädt Unternehmen zu
Geschäftsmodellen ein, die nicht mehr auf
Innovationen, sondern auf Lohndrückerei
basieren, wie es z. B. im Bereich der Post-
dienstleistungen zu beobachten war.

Einen weiteren politischen Schub gab
es durch die Agenda 2010 und die Hartz-
Reformen. Durch die Abschaffung der ein-
kommensabhängigen Arbeitslosenhilfe ist
vor allem der Druck auf qualifizierte Lang-
zeitarbeitslose, die zuvor gut verdient hat-
ten, erhöht worden, auch einen schlecht be-
zahlten Arbeitsplatz anzunehmen. Die Auf-
hebung der zeitlichen Beschränkungen für
den Verleih von Arbeitskräften hat Unter-
nehmen die Möglichkeit eröffnet, Stamm-
beschäftigte auch dauerhaft durch geringer
entlohnte Leiharbeitskräfte zu ersetzen.

Die Vorschrift zur gleichen Bezahlung von
Leiharbeitskräften, die solche Praktiken
einschränken sollte, ist ins Leere gelaufen,
weil Zeitarbeitsunternehmen von diesem
Prinzip durch die Anwendung eines Tarif-
vertrags abweichen können. Inzwischen
sind zahlreiche Tarifverträge für die Zeitar-
beit abgeschlossen worden, die vor allem in
den Einstiegsgruppen Stundenlöhne deut-
lich unterhalb der Niedriglohnschwelle
vorsehen und auch insgesamt im Vergleich
zu den Tariflöhnen in typischen Einsatz-
branchen erheblich niedriger liegen (Wein-
kopf 2006). Schließlich ist noch die deutli-
che Heraufsetzung der Verdienstgrenze für
Minijobs zu nennen. Für Beschäftigte in
Minijobs gelten zwar im Prinzip alle ar-
beitsrechtlichen Schutzvorschriften und sie
haben Anspruch auf denselben Stunden-
lohn wie vergleichbare sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte. In der Praxis ist
aber ein besonderer Beschäftigtenstatus ge-
schaffen worden, dem diese Rechte häufig
vorenthalten werden.

Die politisch gewollte Ausweitung des
Niedriglohnsektors hat auch dazu beige-
tragen, dass die durchschnittlichen Stun-
denlöhne im unteren Einkommensquartil
inflationsbereinigt im Vergleich zu 1995
um fast 14 % gesunken sind. Der Anteil der
Niedriglohnbeschäftigten ist in Deutsch-
land selbst im Wirtschaftsaufschwung seit
2004 weiter angestiegen, und die durch-
schnittlichen Stundenlöhne im Niedrig-
lohnsektor sind zuletzt sogar nominal
rückläufig gewesen. Dass Niedriglohnbe-
schäftigte im letzten Jahrzehnt im Vergleich
zu anderen Beschäftigtengruppen deutlich
verloren haben, lässt sich auch daran fest-
machen, dass die durchschnittlichen Stun-
denlöhne im Niedriglohnsektor im Ver-
gleich von 1995 und 2006 inflationsberei-
nigt nicht gestiegen und in Ostdeutschland

sogar gesunken sind.
Um diese Entwicklung zu stoppen und

ein weiteres Anwachsen des Niedriglohn-
sektors zu verhindern, muss politisch um-
gesteuert werden. In einer Wirtschaft mit
offenen Arbeitsmärkten und deregulierten
Produktmärkten ist der Weg zurück in die
„guten alten Zeiten“ vor 1990 verbaut. Man
muss neue Wege finden, um verbindliche
Lohnuntergrenzen auch für Bereiche fest-
zulegen, in denen die Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände nicht präsent oder zu
schwach sind. Um Niedrigstlöhne und
Lohndumping wirksam zu unterbinden,
halten wir die Einführung eines allgemei-
nen gesetzlichen Mindestlohnes für erfor-
derlich, der – wie das britische Erfolgsbei-
spiel zeigt – bei angemessener Höhe auch
der Beschäftigung nicht schadet (Bosch
2007; Bosch/Weinkopf 2006). Allein auf
branchenbezogene Lösungen zu setzen, er-
scheint nicht ausreichend, weil hierbei ge-
rade einige derjenigen Branchen außen vor
blieben, in denen Niedriglöhne besonders
verbreitet sind. Zu einem größeren Re-
formpaket gehören aber auch die Aufhe-
bung des Sonderstatus der Minijobs und
ihre Eingliederung in das System der so-
zialversicherungspflichtigen Beschäftigung
sowie die Durchsetzung gleicher Bezah-
lung von Leiharbeitskräften. Nicht zuletzt
muss die Allgemeinverbindlichkeit von Ta-
rifverträgen erleichtert werden. Dies er-
scheint umso dringlicher, als nach dem Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofs von
April 2008 weniger umfassende Maßnah-
men zur Durchsetzung von Mindeststan-
dards, wie etwa Tariftreuegesetze bei öf-
fentlicher Vergabe, die nicht für alle Unter-
nehmen einer Branche gelten, nicht mehr
zulässig sind (Schulten/Pawicki 2008).
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